
G 20 und die Folgen – Konsequentes 
politisches Handeln ist wichtiger denn je! 
Von Joachim Lenders,  
1. stellvertretender 
Bundesvorsitzender

Hunderte von verletzten Poli­
zeibeamten/-innen – immen­
ser Sachschaden – ein maro­
dierender, brandschatzender 
und gewalttätiger Mob, der 
durch die Straßen einer Millio­
nenstadt zieht und in Teilen 
eine verängstigte Bevölkerung. 
Das waren die Folgen des G20-
Gipfels in Hamburg. 

Die politische Bewertung der 
Ereignisse rund um den G20-
Gipfel in Hamburg wird uns si­
cher noch einige Zeit beschäf­
tigen und das muss auch so 
sein. Richtigerweise werden 
rechte und islamistische Ge­
walt in unserem Land streng in 
den Blick genommen und mög­
lichst frühzeitig bekämpft; 
dem Entstehen linker Gewalt 
sehen weite Teile der Gesell­
schaft mit einer Mischung aus 
augenzwinkerndem Verständ­
nis, schulterzuckender Igno­
ranz und auch freudiger Erwar­
tung zu. Das muss sich ändern. 

Es ist nicht nur eine Debatte 
darüber notwendig, dass linke 
Gewalt eben kein „aufge­
bauschtes Problem“ ist. Viel­
mehr müssen auch die not­
wendigen Entscheidungen 
getroffen werden, um die Be­
dingungen zu ändern, unter 
denen sie entsteht. Das fängt 
bei der Sprache an, die viel zu 
häufig der Einstieg in eine Ver­
niedlichung gefährlicher Akti­
vitäten ist. Wer an der Planung 
und Vorbereitung von Gewalt 
gegen Einsatzkräfte der Polizei 
oder das Eigentum von Men­
schen beteiligt ist, darf nicht 
länger als „Aktivist“, „Autono­
mer“ oder gar „Demonstrant“ 
bezeichnet werden, das sind 
kriminelle Handlungen und 
die, die sie begehen, sind Kri­
minelle. 

Niemand würde dulden, wenn 
Rechtsextremisten oder isla­
mistische Fundamentalisten 
die Räume, in denen sie ihre 
Gewalttaten vorbereiten, als 
„autonome Zentren“ tarnen, 
da gibt es glücklicherweise ei­
nen großen politischen Kon­
sens. Den brauchen wir aller­
dings auch in der Betrachtung 
derartiger Einrichtungen der 
linken Szene. Es muss genauer 
hingesehen und notfalls früh 
eingegriffen werden. Wer Häu­
ser besetzt, ist kein Verhand­
lungspartner, das muss nicht 
nur für Hamburg gelten. 

Etliche Beschuldigte wurden 
bereits während der Krawalle, 
Gewalttaten und Plünderun­
gen festgenommen und wan­
derten in Untersuchungshaft. 
Weitere werden folgen, wenn 
erst die vielen Aufnahmen von 
Tathandlungen ausgewertet 
und die Identifikation von Tä­
tern gelungen ist. Die Bevölke­
rung und die Medien leisten 
dazu bemerkenswerte Unter­
stützung. Es muss dafür ge­
sorgt werden, dass die Staats­
anwaltschaften ausreichende 
Kapazitäten haben, um erfolg­
reiche Ermittlungen zu führen 
und Anklagen zu formulieren. 
Und es bleibt zu hoffen, dass 
der menschenverachtenden 
Gewalt auch harte Strafen fol­
gen. Ist diese Hoffnung berech­
tigt? Wir werden es in etlichen 
Monaten sehen, wenn über­
haupt öffentlich davon berich­
tet wird! Die Polizei wird den 

Einsatz in Hamburg gründlich 
nachbereiten. Dazu brauchen 
wir keine Aufforderung und 
schon gar keinen Nachhilfeun­
terricht, das ist Standard. Viele 
Einsatzkräfte haben schon im 
Vorfeld und im Verlauf des Ein­
satzes Fragen gestellt; sie ha­
ben ein Recht auf Antworten. 

<< Außerordentlicher 
Betreuungseinsatz  
der DPolG

Die Betreuungsteams der DPolG 
waren schon etliche Tage vor 
dem Beginn des eigentlichen 
Einsatzes rund um die Uhr auf 
den Beinen, um im Einsatzraum 
die Kräfte zu versorgen, ihr En­
gagement war großartig. Über­
all im Einsatzgebiet erfuhren sie 
viel Zustimmung und Anerken­
nung, wenn sie mit den Fahr­
zeugen der DPolG auftauchten, 
für Getränke und Snacks sorg­
ten, die vielen großen und klei­
nen Sorgen teilten und deutlich 
machten, dass sie mit den Kolle­
ginnen und Kollegen Seite an 
Seite im Einsatz sind. 

Unsere Einsatzkräfte selbst 
haben Belastungen erlebt, die 
selbst erfahrene Kolleginnen 
und Kollegen buchstäblich ha­
ben zusammenbrechen lassen. 
Immer und immer wieder neue 
Aufträge, lange Einsatzzeiten 
und ständig in der Gefahr, dem 
wütenden Mob zu begegnen, 
dazwischen nur wenige Stun­
den der Ruhe, das war für viele 
Kolleginnen und Kollegen zu 
viel, trotzdem haben sie durch­
gehalten in der Gewissheit, 
dass ihr Auftrag wichtig und 
notwendig ist. 

Es ist klar, dass in außerge­
wöhnlichen Einsätzen die Vor­
schriften von Arbeitszeitver­
ordnungen kaum eingehalten 
werden können, das wissen alle 
Beteiligten. Und es gibt auch 
einen breiten Konsens in der 
Belegschaft darüber, dass dies 
zur Erreichung der polizeilichen 

Ziele gelegentlich auch hinge­
nommen werden muss. Trotz­
dem müssen Lösungen her, um 
solche Szenarien künftig zu ver­
meiden. Die Polizei in Deutsch­
land ist an ihre Grenzen gelangt 
bei diesem außergewöhnlichen 
Einsatz. An ihre Grenzen des­
halb, weil es einfach nicht ge­
nügend Personal gegeben hat 
und genau dies zu einer kom­
pletten Überforderung der Ein­
satzkräfte geführt hat. Man 
mag nicht darüber nachdenken, 
was passiert wäre, wenn es an 
einer oder mehreren Stellen in 
Deutschland während des G20-
Gipfels in Hamburg weitere 
polizeiliche Großlagen gegeben 
hätte. Die Kapitulation des 
Rechtsstaates?

Den Einsatzkräften ist zu Recht 
viel öffentliches Lob gezollt 
worden, für ihre Einsatzbe­
reitschaft, ihren Mut und vor 
allem für ihr unglaubliches 
Durchhaltevermögen. Wer 
während des Einsatzes mit den 
Kolleginnen und Kollegen ge­
sprochen hat, konnte erleben, 
wie gute Kameradschaft, Zu­
sammenhalt und gegenseitige 
Aufmunterung diese Höchst­
leistungen ermöglichten. Alle 
waren sich der riesigen Verant­
wortung bewusst und haben 
sich auch und gerade in ge­
fährlichen Situationen gemein­
sam den Aufgaben gestellt. 
Nur so war es möglich, inter­
nationale Staatsgäste und 
friedliche Demonstrationen zu 
schützen und den G20-Gipfel 
überhaupt zu ermöglichen. 

Viele Dienstherren sind der 
Forderung der DPolG Hamburg 
gefolgt und haben für die 
Beschäftigten drei Sonderur­
laubstage gewährt, das waren 
ermutigende Zeichen der Aner­
kennung und Wertschätzung. 
Aber reichen tut das nicht, die 
Polizei hat einen Anspruch 
darauf, dass alles getan wird, 
damit sich ein solcher Einsatz­
verlauf nicht wiederholt. �
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